
en und Mosiem aucn rechte 1aPpPsTt: ATIY ICcrcern ,  (  E, wıe ch, Dıtterlich bei  mmer* Wäaren,
NUuZ, adie Rechte Jer CIe) Kelıgıonen gieich und wenn 51€ wüßten, sS]e n]ıemals wleder, sel
unparteiisch UrIC. internationaile Kontrolle geschützt adenn eılden, iın enm oder Gethesemane

Oder dem leeren eten Oder die Heiligewerden möÖgen.
eiz 1st die Zeit, ehe die Vereinigten Nationen VO 1DeTrg aus beschauen könnten bDer
ihren eschHIu. assen, die chrıstliıchen Kircnen gäbe viıieie Millionen, die sowochl ummer wıe Är-
eut1lic. sprechen. Es mMag bald spät sSeın och ger emphNnden würden, wenn die Stätten, die der
ıst eine, ur die Christen annehmbare egelung gesamten ristenheit heilig Sind, unter die Kon-
möglich, wen die ılonen römischer atholiken trolle e1ınes kriegerischen und verweltlichten uden-
auf beiden elıten anı der örthodoxen tums amen. '. entsprın| der Treue Zu D
Kirche Rußland und des stens und die unserelI Herrn, wWwWe WI1Tr als Christen unsere Rechte 17 dem

Lande eanspruchen, das Er uUur! eıne Gegenwart
nationale ONntrolle salems und seiner unmittel-
eigenen Gemeinschatltt sich vereinigen die inter-

segnete und VOTFr em er  al Er starb
aren chbarsch. fördern. Es gäbe viele Tau- wieder Von den oten auferstanden 1st.

lc. Vorschläge der Vertretung Staates Israel vom 5. 1949

Vor dem mmittee der Vereinigten atıonen, das ; vo.  tä  1G j°2q urchführbar
über He u{in: des Staates Israel beraten so.  e, Zzu (Tagen, 1as 211 Stätten
hat essen Vertreter Aubrey Eban esteht, sSo erwarten WITI, die internationale Ge-

verschiedenen Punkten ellung genoOmmen, dar- meinschait die unmittelbare und unausweichliche
unter insbesondere rage der Zukunft erusäa- erantwortung begreift, die israel 1 taäglichen Le-
lems und der Stätten. ben Verwaltung Jüdisch-Jerusalem
Er hat zunächst aus  TX, au{f Grund der u- tragt und atsächlich ausu| ] mich mıiıt
sprünglichen eidung der NO-Generalver- eNugtuung, eıne wirk.  iche Unvereinbarkeit
sammlung S 29. November 1947 jüdischen besteht ZzZwischen teressen der
Vertreter begonnen sich der usarbei- Christenheit, denen Heiligkeit der Papst

n  ü  m vorgesehenen ternationalen Sta- Ausdruck gegeben und den
tut erusalem beteiligen Als die strebungen Bevölk Jerusalems, z

keinerlei ersuch machte die heilige glerung öffentliche gemäß iNnrer
VC der ernichtung durch den Krieg zu tionalenZugehörigkeit gewährleistet zu senen. Wenn

QUrFr @1 sraels unter größten eın echtes ZUr Verscöhnung eser e]l!|
Opfern verhüten onnten, Jerusalem einer dQus- teressen esteht, SO kann E harmonische
schließlich ara OQuveränität anheim mız internationalem verständnis bald
ha  o S1|  D, ursprünglich vorgesenene Lösung erg! werden.
urchführbar erwı]lıesen. Nachdem betont wurde, Angebot „der„WiIr sind überzeugt davon, der rundsa! internationalen Gemeinschaft p Recht der Kon-Internationalisierung aufrechter. werden muß, olle und Gerichtsbarkeii über die igen Stät-
daß aber unter den bestehenden Umständen © 1ST:  chem Territorium einräumt‘, undrealistischer und urchführbar herausgear-
11L@el werden €, als weitausgreifenden SOGÄäTr englische Unterstaatssekretär ayhew
Vorschlägen Auge die von der Ge- onzeuge für die Anerkennung der

Tatsax  age zitiert ıst, Eban mit
versammlung seinerzeıt ausgearbeitet worden der folgendensind Der Friede, der Jerusalem urc. die Zu-
sammenarbeit der Regierungen sraeils und Irans- „Zusammen{fassung der Stellungnahme Israels
jordaniens sichergestellt wurde, ist Jerusalem“”“
ut, 3 durch e1n urückstellen der Uhr der Ge- ‚Indem iıch Schluß omme meine emerT-
schichte gebrochen werden en Kung über das Problem Jerusalems zusammen[asse,

stelle fest, ın der . Papst-Enzyklika muß ıch nochmals betonen, daß WILr die Notwendig-
das rinzip festgelegt atus VO Jerusalem eit anerkennen, eiche die erksamkeit
m  . sSo sein, unter den gegenNnWwW.  igen Um- der m t-Enzykliık: gelenkt E  D freien
ständen S  > unter Umständen Vom Ovem- ‚Ugang ZU den en Stätten gewährleisten,
ber 1947 Sicherheit Schutz der Stät- ebenso Sicherheit katholischen wie au and!  P

verbürgt ien christlichen Einrichtungen, olle intern
Zu diesem Zweck ma! die Regierung sraels nale um Schutz ZUr Un  arkeit

prl durch den Staatspräsıdenten eine ANnrTre- der heiligen Stätten hinzunehmen, ] ermutigen
JunNng, che ihre mit den olgenden Worten Alles der oll weilche ich“ Regile-
ZUN Ausdruck IIN runßs sSrae. uUumr[/Mssen habe, sS{te! 1m Einklang mit
‚Regierung und Volk Von Israel sind sich des inter- den Zielen, welche In dieser wichtigen päpstlichen
nationalen interesses an der Sicherheit der eiligen Erklärung proklamiert S12 Ich asse also die Ein-
Stätten dem ec des Irejien Zugangs 1esen ung meıner egierung Zu Problem Jerusalem
voll ewuV Wir vernilichten NS, vo Störungs- ın folgenden Punkten“
ireiheit für religiöse Einrichtungen in der usübung Die Regierung sraels hat 1 vollsten usmaß
inrer Funktionen ZUu verbürgen; die Überwachung dem 1m ovember 947 entworfenen Statut ihre
der eiligen Stätten durch jene Zu gewährleisten, l1iarbpel gewährt, S1ie räqg eine Verantwortungdie S1e heilig halten; und die. vollständigen inier- fuüur das Scheitern MNesse Planes, eın Scneitern, das
nat]ıonalen Bürgschaften und Kontrollen für urc den vorsätzlichen ewafineten Wiıderstand
Immunität ermutigen und hinzunehmen Ebenso der Araberstaaten entstan und die Weige-Wle WI1Tr entschlossen sind, dem allgemeinen In- ‘  ng der UNO-Oraane, die Verpflichtungen ANZUE@T!T-

Juden und Mosiem auch Rechte. haoen, \4.7ir torciern 
nur, daß die Rechte aller crei Religionen gieich und 
unparteiisch durch internationale Kontrolle geschützt 
werden mögen. 
Jetzt ist die Zeit, ehe die Vereinigten Nationen 
ihren Beschluß fassen, daß die christlichen Kirchen 
deutlich sprechen. Es mag bald zu spät sein! Noch 
ist eine, .für die Christen annehmbare Regelung 
möglich, wenn die Millionen römischer Katholiken. 
auf beiden Seiten des Atlantik, der orthodoxen 
Kirche in Rußland und des Ostens und die unserer 
eigenen Gemeinschaft sich vereinigen und die inter-
nationale Kontrolle Jerusalems und seiner unmittel-
baren Nachbarschaft fördern. Es gäbe viele Tau- 

sende, die, wie ich, bitterlich bekümmer' -, wären, 
wenn sie wüßten, daß sie niemais wieder, es sei 

» denn unter Leiden, in Bethleb.em oder Gethesemane 
oder an dem leeren Grabe beten oder die Heilige 
Stadt vom Olberg aus beschauen könnten. Aber es 
gäbe viele Millionen, die sowohl Kummer wie Är-
ger empfinden würden, wenn die Stätten, die der 
gesamten Christenheit so heilig sind, unter die Kon-
trolle eines kriegerischen und verweltlichten Juden-
tums kämen. Es entspringt der Treue zu unserem 
Herrn, wenn wir als Christen unsere Rechte an dem 
Lande beanspruchen, das Er durch Seine Gegenwart 
segnete und vor allein an der .Stadt, in der Er starb 
und wieder von den Toten auferstanden ist. 

lc. Vorschläge der Vertretung des Staates Israel vom 5. Mai 1949 

Vor dem Committee der Vereinigten Nationen, das-
über die Aufnahme des Staates Israel beraten sollte, 
hat dessen Vertreter Aubrey S. Eb,an am 5. Mai 1949 
zu verschiedenen Punkten Stellung genommen, dar-
unter insbesondere zur Frage der Zukunft Jerusa-
lems und der heiligen Stätten. 
Er hat zunächst ausgeführt, daß auf Grund der ur-
sprünglichen Entscheidung der UNO-Generalver-
sammlung vom 29. November 1947 die jüdischen 
Vertreter begonnen hatten, sich an der Ausarbei-
tung des damals vorgesehenen Internationalen Sta-
tuts für Jerusalem zu beteiligen. Als aber dann die 
UNO keinerlei Versuch machte, die heilige Stadt 
vor der Vernichtung durch. den Krieg zu bewahren, 
und also nur die Streitkräfte Israels unter größten 
Opfern verhüten konnten, daß Jerusalem einer aus-
schließlich arabischen Souveränität _ anheim fiel, 
habe sich die ursprünglich vorgesehene Lösung -als 
undurchfüh* rbar erwiesen.. 
,,Wir sind überzeugt davon, daß_ der Grundsatz der 
Internationalisierung aufrecht .exhalten werden muß, 
daß- er aber unter den bestehenden Umständen 
realistischer und besser durchfühxbar herausgear-
beitet werden sollte, als in den weitausgreifenden 
Vorschlägen ins Auge gefaßt war, die von der Ge-
neralversammlung seinerzeit ausgearbeitet worden 
sind ... Der Friede, der in Jerusalem durch die Zü-
sammenarbeit der Regierungen Israels und Trans-
jordaniens sichergestellt wurde. ist ein zu kostbares 
Gut, um durch ein Zurückstellen der Uhr der Ge-
schichte gebrochen werden zu dürfen. 
Ich stelle fest, daß in der neuen Papst-Enzyklika 
das Prinzip festgelegt ist, der Status von Jerusalem 
müsse so sein, daß er unter den gegenwärtigen Um-
ständen — nicht unter den Umständen vom Novem-
ber 1947 — Sicherheit und Schutz der heiligen Stät-
ten verbürgt ... 
Zu diesem. Zweck machte die Regierung Israels am 
23. April durch den Staatspräsidenten eine Anre-
gtmg, welche ihre Politik mit den folgenden Worten 

.zum Ausdruck bringt: 
,Regierung und Volk von Israel sind sich des inter-
nationalen Interesses an der Sicherheit der heiligen 
Stätten und dem Recht des freien Zugangs zu diesen 
voll bewußt. Wir verpflichten uns, volle Störungs-
freiheft für religiöse Einrichtungen in der Ausübung 
ihrer Funktionen zu verbürgen; die Uberwachung 
der heiligen Stätten durch jene zu gewährleisten, 
die sie heilig halten; und die- vollständigen inter-
nationalen Bürgschaften und Kontrollen für deren 
Immunität zu ermutigen und hinzunehmen. Ebenso 
wie wir entschlossen sind, dem allgemeinen In- 

teresse volLständig und praktisch durchführbar 
Rechnung zu tragen, das an den heiligen Stätten 
besteht, so erwarten wir, daß die .  internationale Ge-
meinschaft die unmittelbare und unausweichliche 
Verantwortung begreift, die Israel im täglichen Le-
ben und in, der Verwaltung von Jüdisch-Jerusalem 
trägt und tatsächlich ausübt. Es erfüllt mich mit 
Genugtuung, daß keine wirkliche Unvereinbarkeit 
besteht zwischen den Interessen und Anliegen der 
Christenheit, denen Seine Heiligkeit der Papst kürz-
lich beredten Ausdruck gegeben hat und den Be-
strebungen der Bevölkerung Jerusalems, ihre Re-
gierwig und öffentliche Sicherheit gemäß ihrer na-
tionalenZugehörigkeit gewährleistet zu sehen. Wenn 
ein echtes Bedürfnis zur Versöhnung dieser beiden 
Interessen besteht, so kann eine harmonische Lö-
sung mit internationalem Einverständnis bald genug 
hergestellt werden.'" 

Nachdem betont wurde, de dieses Angebot „der 
internationälen Gemeinschaft das Recht der Kon-
trolle und Gerichtsbarkeit über die heiligen Stät-
ten in israelisch.em Territorium einräumt", und 
sogar der englische Unterstaatssekretär Mayhew 
als Kronzeuge für . die Anerkennung der neuen 
Tatsachenlage zitiert ist, schließt A. S. Eban mit 
der folgenden 

„Zusammenfassung der , Stellungnahme Israels 
zu Jerusalem" 

,Indem ich zum Schluß konune und meine Bemer-
kung über das Problem Jerusalems zusammenfasse, 
muß ich nochmals betonen, daß wir die Notwendig-
keit anerkennen, auf welche die Aufmerksamkeit in 
der neuen Papst-En.zyklika gelenkt wurde: freien 
Zugang zu den heiligen Stätten zu gewährleiste, 
ebenso Sicherheit der katholischen wie auch ande-
ren christlichen Einrichtungen, und volle internatio-
nale Kontrolle zum. Schutz und zur Unantastbarkeit 
der heiligen Stätten hinzunehmen, ja zu ermutigen. 
Alles an der Politik, welche ich namens der Regie-
rung Israels umxissen habe, steht im Einklang mit 
den Zielen, welche in dieser wichtigen päpstlichen 
Erklärung proklamiert sind. Ich fasse also die Ein-
stellung meiner Regierung zum Problem Jerusalem 
in folgenden Punkten zusammen: 
1. Die Regierung Israels hat im vollsten Ausmaß 
dem im November 1947 entworfenen Statut ihre 
Mitarbeit gewährt, sie trägt keine Verantwortung 
für das Scheitern diesse Planes, ein Scheitern, das 
durch den vorsätzlichen bewaffneten Widerstand 
der Araberstaaten entstand und durch die Weige-
rung der UNO-Oraane, die Verpflichtungen anzuer- 
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vennen oder au sıch ZU nehmen, d1° ZUrLr urch- derartiger Vorschlag ıst der Versöhnungskommis-
{ührung ades Statuts unerläßlich geweSen waäaren. sS10N Dereıts UrcCc rTem.ermiıinıster sraeils VOT-

Diıe eglerung VO  3 Israel befurwortet und tielI- gelegt worden, wıe 1m Schlußabschn! des Be-
richts der Komm1ssıon wiedergegeben iststutzt die inführung 11es internationalen Regimes

für Israel UrcC. dıe UNOG, welches sıch ausschließ- Die glerun von israel WITd fortfahren eıne
iıch miıt der Kontroile und dem Schutz der eilıgen Ver:  gung m1ıt den arabischen Interessen
Stätten und Gelände befassen Wenn SO suchen, enen der ufrechterh  tung und Be-
eın für die heiligen Statten eingerichtet seın
Wwird, ist auı meine eglerung bereit, mıiıt ihm ZU- 1e Landstraßen acnı und der Je-

ahrung Friedens, aM der Wiedereröffnung der

sammen arbeiten. rusalem gelegen ıst 1ese Gange findlichen
Die Regierung von Israel wWwIrd ebenfalls geneigt Verhandlungen berühren aber nicht den üdischen

seln, die eiligen Stäatten anderen Teilen ıhres atus \‘ili  - Jerusalem, welchen WIT ıinter-
erritoriums außerhalb Jerusalems unter ıhre Kon- nationale Verständigung festzulegen üht seın
trolle ellen. Wir unterstützen die regung, werden.

Bürgschaften für gegeben werden ollten,
Vertreter Argentiniens „Schutz heiligen Die Regierung VO] Israel nımmt die el|

frei ‚Ug da:  5 ennt. se1i1tens der Versöhnungskommission und einzelner
Mitgliedstaaten 1S5, ö OIS  äge fürDie Von Israel ıst ere1ft, vollste Bürg-

schaifiten und arantı tür die Sicherheit reli- wirksame praktisch urchführbare Befriedigun
internationaler nteressen Jerusalem ZzZu [OTrMU-glösen. Einrichtungen der übung ihrer Funk- lieren10nen anzubieten. Die Regierung Von sSrae ist be-

reit, sofort mit allen interess:erten religiösen utor!- Die Regierung VONn Sra wird allen solchen Vor-
äten diesem Zweck verhandeln. Ich kann bei- schlägen ernsteste Prüfung und ufmerksamkeı1t

daf Anfang solchen Verh  ungen WI|  en, dem testen auben, die NUur

bereits durch Fühlungnahme meiıner egierung Verantwortlichkeit übernehmen solle, die uszuüben
mıt erganıi, dem päpstlichen 1m sie wiıillens und fahlg ıst und die n  n Der die

Grenze einer en Erfüllung universaler religiöserStaate Israel, gemacht 1st Manchmal ist die icher- Interessenstellung religiöser inrichtungen eine Angelegen-
heit Uut Regierungen und B  r ® Vatikans Die1' von die esoivu
In en derartigen Fäl haben erhandlungen der Generalversammlung VvVom 11 ezember
für die Si:  rstellung ihrer bereits eNnn!|  1S, IU  ür die vierte reguläre SItZzung C
GONN! Insbesondere fan! eine erfo. Ver- Diskussion einer dauerhaiten Lösung des oblems
handlung zwischen der Regierung Trae der emvorsieht. Die Regierung giaubt,
Regierung Frankreichs S{al d gegenüber jelen a}  C  \  c Generalversammlung bei di  er Gelegen-
religiösen und kulturellen Bewegungen, wie eit ias endgültige dische Jerusalems dis-
durch große Einrichtungen ın len Teilen des Lan- kutieren so.  e. Die Regierung rael hofft,
'“  Ö verkörpert werden, als OI1n 1eser Diskussion, entweder dur: Kommentierung
ten vorgelegter beitragen zZu Onnen, Oder
5, Regierung Ssräa: WIT: in ühun- dur! Vorlage eigener Vorschläge Billigung
G  Jen nich| nachlassen, den Schad  44 wieder utzu- durch le Vers
machen, der religiös und Geländen 11 Die Regierung von Srä| lenkt die Aufmerksam-
Laufe des Krieges ist, den diıe ber- keit auf 1as jetier jüdisch-religiöser In-
staaten entfesselten. teressen, welche Jerusalem einen zentralen und

Die Regierung Srae: betrachtet mı! 017 errschenden Platz jüdischen geistlichen Leben
Genugtuun el an der Wiederherstellung e1iNraumen. Die Erhaltung der S5Svynagogen, das ecC
VO  - Frieden un  rdnung, welche d wesen des Zugangs agemauer der ohnsıiıtz-

nahme innerhalb der mauern OF'! ınter-Voraussetzungen ehrfurchtsvollen ge der
nationale arantien Berücksichtigun:heiligen Stätten Gelände sin:

Die Eingliederung jüdischen Teiles erusa- 1ese Auffassungen der VvVon Ta!
lems 1n das Leben des Staates SI: hat eın ber die Zukunft Jerusalems stehen vollen FEin-
natürlicher historischer Proezß attgefunden, wel- klang mit rınzıipien der tlantic-Charta, miıt
cher erwuc«c e den O Q  jen des jeges, Resolution der eneralversammlung VO 11 De-

dem akuum taatlicher Autorität, welches zember miıt ien schauungen vieler Mitglie-
Ende des Mandats SC.  en wurde, der UNO, erenel Mitglied n]e-

mals In Trage ges worden ist.aQus der Weigerung der ereinigten Nationen eıne
unmıiıttelbare administrative Verantwortlichkeit Die gewissenhafte hrliche uC.  1C weiche

Stelle übernehmen Diese Eingliederung, die Regierung VO  — Israel für €e1des, internationale
welcher eın äahnlicher zeß arabischen Nieressen der Bevölkerung, ezeigt
parallel g1Ng, ist E  er unvereinDar mıiıt Errich- hat und welter bezeigen Wird, gibt ihr len echts-
tun e1nes internationalen Regimes, das mit titel, a tellungnahme zZu Jerusalem al echt-
nötıigen uridischen für den WI1ICksamen ertigung besonderen Anspruchs auf Vertrauens-
Schutz der eiligen Stätten, sle auch ijegen mMO- WUu:  1gkeit vorzulegen. Israel. The Case for Ad-
gen, ausgestattet waäare. Ein OFrSC. oder mehrere m15sS1ı0N the United Nations Addreß by Aubrey
alternative Vorschläge 1C dieser In- ED  5 Representative of Israel, the
en wird Del der nächsten Sitzung der eneral- Israel of Information Washington, New York,
versammlung Israel unterbreite! werden Eın 31 Sq.)

kennen oder auf sich zu nehmen, die zur Durch-
führung des Statuts unerläßlich gewesen wären. 
2. Die Regierung von Israel befürwortet und unter-
stützt die Einführung eines internationalen Regimes 
für Israel durch die UNO, welches sich ausschließ-
lich mit der Kontrolle und dem Schutz der heiligen 
Stätten und Gelände zu befassen hätte. Wenn solch 
ein Regime für die heiligen Stätten eingeriChtet sein 
wird, ist auch meine Regierung bereit, mit ihm zu-
sammen zu arbeiten. 
3. Die Regierung von Israel wird ebenfalls geneigt 
sein, die heiligen Stätten in anderen Teilen ihres 
Territoriums außerhalb Jerusalems unter ihre Kon-
trolle zu stellen. Wir unterstützen die Anregung, 
daß Bürgschaften für das gegeben werden sollten, 
was der Vertreter Argentiniens „Schutz der heiligen 
Stätten in Palästina und freien Zugang dazu" nennt. 
4. Die Regierung von Israel ist bereit, vollste Bürg-
schaften und Garantien für die Sicherheit der reli-
giösen Einrichtungen in der Ausübung ihrer Funk-
tionen anzubieten. Die Regierung von Israel ist be-
reit, sofort mit allen interessierten religiösen Autori-
täten zu diesem Zweck zu verhandeln. Ich kann bei-
fügen, daß ein Anfang zu solchen Verhandlungen 
bereits durch die Fühlungnahme meiner Regierung 
mit Msgr. Vergani, dem päpstlichen Gesandten im 
Staate Israel, gemacht ist. Manchmal ist die Sicher-
stellung religiöser Einrichtungen eine Angelegen-
heit der Regierungen und nicht des Vatikans selbst. 
In einigen derartigen Fällen haben Verhandlungen 
für die Sicherstellung ihrer Immunität bereits be-
gonnen. Insbesondere fand -eine erfolgreiche Ver-
handlung zwischen der Regierung Israels und der 
Regierung Frankreichs statt, die gegenüber vielen 
religiösen und kulturellen Bewegungen, wie sie 
durch große Einrichtungen in allen Teilen des Lan-
des verkörpert werden, als Protektorin hervorgetre-
ten ist. 
5. Die Regierung von Israel wird in ihren Bemühun-
gen nicht nachlassen, den Schaden wieder gutzu-
machen, der religiösen Bauten und Geländen im 
Laufe des Krieges geschehen ist, den die Araber-
staaten entfesselten. 
6. Die Regierung von Israel betrachtet mit Stolz und 
Genugtuung ihren Anteil an der Wiederherstellung 
von Frieden und .Ordnung, welche die wesentlichen 
Voraussetzungen jeder ehrfurchtsvollen Pflege der 
heiligen Stätten und Gelände sind. 
7. Die Eingliederung des jüdischen Teiles Jerusa-
lems in das Leben des Staates Israel hat als ein 
natürlicher historischer Proezß stattgefunden, wel-
cher erwuchs aus den Bedingungen des Krieges, 
aus dem Vakuum staatlicher Autorität, welches 
durch das Ende des Mandats geschaffen wurde, und 
aus der Weigerung der Vereinigten Nationen eine 
unmittelbare administrative Verantwortlichkeit an 
Ort und Stelle zu übernehmen. Diese Eingliederung, 
welcher ein ähnlicher Prozeß im arabischen Gebiet 
parallel ging, ist nicht unvereinbar mit der Errich-
tung eines internationalen Regimes, das mit aller 
nötigen juridischen Vollmacht für den wirksamen. 
Schutz der heiligen Stätten, wo sie auch liegen mö-
gen, ausgestattet wäre. Ein Vorschlag oder mehrere 
alternative Vorschläge zum Ausgleich dieser In-
teressen wird bei der nächsten Sitzung der General-
versammlung von Israel unterbreitet werden. Ein  

derartiger Vorschlag ist der Versöhnungskommis-
sion bereits durch den Premierminister Israels vor-
gelegt worden, wie es im Schlußabschnitt des 2. Be-
richts der Kommission wiedergegeben ist. 

8. Die Regierung von Israel wird fortfahren, eine 
Verständigung mit den arabischen Interessen zu 
suchen, denen an der Aufrechterhaltung und Be-
wahrung des Friedens, an der Wiedereröffnung der 
blockierten Landstraßen nach und in der Stadt Je-
rusalem gelegen ist. Diese im Gange befindlichen 
Verhandlungen berühren aber nicht den jüdischen 
Status von Jerusalem, welchen wir durch inter-
nationale Verständigung festzulegen bemüht sein 
werden. 
9. Die Regierung von Israel nimmt die Neigung 
seitens der Versöhnungskommission und einzelner 
Mitgliedstaaten zur Kenntnis, neue Vorschläge für 
die wirksame praktisch durchführbare Befriedigung 
internationaler Interessen in Jerusalem zu fortnu-
llereal. 
Die Regierung von Israel wird allen solchen Vor-
schlägen ernsteste Prüfung und Aufmerksamkeit 
widmen, in dem festen Glauben, daß die UNO nur 
Verantwortlichkeit übernehmen solle, die auszuüben 
sie willens und fähig ist und die nicht über die 
Grenze einer echten Erfüllung universaler religiöser 
Interessen hinausgehen. 
10. Die Regierung von Israel nimmt die Resolution 
der Generalversammlung vom 11. Dezember zur 
Kenntnis, welche für die vierte reguläre Sitzung die 
Diskussion einer dauerhaften Lösung des Problems 
Jerusalem vorsieht. Die Regierung von Israel glaubt, 
daß die Generalversammlung bei dieser Gelegen-
heit das endgültige juridische Statut Jerusalems dis-
kutieren sollte. Die Regierung von Israel hofft, zu 
dieser Diskussion, entweder durch Kommentierung 
vorgelegter Anregungen beitragen zu können, oder 
durch Vorlage eigener Vorschläge zur Billigung 
durch die Generalversammlung. 
11.Die Regierung von Israel lenkt die Aufmerksam-
keit auf das Bestehen tiefer jüdisch-religiöser In-
teressen, welche Jerusalem einen zentralen und be-
herrschenden Platz im jüdischen geistlichen Leben 
einräumen. Die Erhaltung der Synagogen, das Recht 
des Zugangs zur Klagemauer und der Wohnsitz-
nahme innerhalb der Stadtmauern erfordern inter-
nationale Garantien und Berücksichtigung. 
12. Diese Auffassungen der Regierung von Israel 
über die Zukunft Jerusalems stehen im vollen Ein-
klang mit den Prinzipien der Atlantic-Charta, mit 
der Resolution der Generalversammlung vom 11. De-
zember und mit den Anschauungen vieler Mitglie-
der der UNO, deren Wählbarkeit als Mitglied nie-
mals in Frage gestellt worden ist. 
Die gewissenhafte und ehrliche Rücksicht, welche 
die Regierung von Israel für beides, internationale 
Interessen und Wohlfahrt der Bevölkerung, bezeigt 
hat und weiter bezeigen wird, gibt ihr den Rechts-
titel ;  ihre Stellungnahme zu Jerusalem als Recht-
fertigung besonderen Anspruchs auf Vertrauens-
würdigkeit vorzulegen. (Israel. The Case for Ad-
mission to the United Nations. An Addreß by Aubrey 
S. Eban. Representative of Israel, Published by the 
Israel Office of Information. Washington, New York, 
p. 24 sq., p. 31 sq.) 
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